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Verordnung über die Beiträge an die Verwaltungskosten der Ausgleichskasse 
Schwyz 1 

(Änderung vom 21. Oktober 2025) 

Der Regierungsrat des Kantons Schwyz beschliesst: 

I.  

Die Verordnung über die Beiträge an die Verwaltungskosten der Ausgleichskasse 
Schwyz vom 14. September 20102 wird wie folgt geändert: 

§ 3 Abs. 1 und 2 

Die Verwaltungskostenbeiträge der Arbeitgeber werden nach Massgabe des bei-
tragspflichtigen Einkommens in Prozenten der massgebenden Beitragssumme wie 
folgt bemessen: 
Beitragspflichtiges Einkommen in Franken Beitragsansatz 
  

bis 500 000.-- Höchstansatz der Verwaltungs-
kostenbeiträge in der AHV3 

500 001 bis 1 000 000.-- 2.5 % 
1 000 001 bis 2 500 000.-- 1.5 % 
2 500 001 bis 5 000 000.-- 1.0 % 

5 000 001 bis 10 000 000.-- 0.8 % 
über 10 000 000.-- 0.6 % 

 
Abs. 2 wird aufgehoben. 

§ 4 Abs. 1 und 2 

Die Verwaltungskostenbeiträge der Selbstständigerwerbenden und der versicher-
ten Arbeitnehmer nicht beitragspflichtiger Arbeitgeber werden nach Massgabe der 
beitragspflichtigen Einkommen in Prozenten der massgebenden Beitragssumme 
wie folgt bemessen: 
Beitragspflichtiges Einkommen in Franken Beitragsansatz 
  

bis 500 000.-- 4.0 % 
500 001 bis 1 000 000.-- 2.5 % 

1 000 001 bis 2 500 000.-- 1.5 % 
2 500 001 bis 5 000 000.-- 1.0 % 

5 000 001 bis 10 000 000.-- 0.8 % 
über 10 000 000.-- 0.6 % 

 
Abs. 2 wird aufgehoben. 
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§ 6 

Für Mitglieder, die gemäss den Weisungen der Ausgleichskasse ihren Mitwir-
kungs- und Zahlungspflichten einwandfrei nachkommen und elektronisch abrech-
nen, kann die Ausgleichskasse den Verwaltungskostenbeitrag ermässigen. 

§ 7 

Mitglieder, die wiederholt ihren Mitwirkungs- und Zahlungspflichten gemäss den 
Weisungen der Ausgleichskasse Schwyz nicht einwandfrei oder nicht terminge-
recht nachkommen, entrichten für das laufende Kalenderjahr einen Verwaltungs-
kostenbeitrag, der dem Höchstansatz der Verwaltungskostenbeiträge in der AHV 
entspricht. 

II.  

1 Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2026 in Kraft. 
2 Er wird im Amtsblatt veröffentlicht und nach Inkrafttreten in die Gesetzsamm-
lung aufgenommen. 
 
 
 

Im Namen des Regierungsrates 
Der Landammann: Michael Stähli 
Der Staatsschreiber: Dr. Mathias E. Brun 

 
 
1 GS 27-77. 
2 SRSZ 362.111. 
3 Verordnung des EDI über den Höchstansatz der Verwaltungskostenbeiträge in der AHV vom 19. Ok-
tober 2011 (SR 831.143.41). 


